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Geſetz⸗Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten 


. Nr. 31. —— 


(Nr. 5583.) Verordnung, die Einfuͤhrung der auf den Zwangsverkauf Bezug habenden 
Vorſchriften des Allgemeinen Landrechts in dem Jadegebiete betreffend. 
Vom 19. Auguſt 1862. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen ꝛc. 


verordnen, in Gemaͤßheit des Geſetzes vom 14. Mai 1855. (Geſetz⸗Sammlung 
0 Ro Seite 306.), auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums, was 
olgt: 
Die auf den Zwangsverkauf zum Beſten des gemeinen Wohls Bezug 
habenden Vorſchriften des Allgemeinen Landrechts, und zwar die 
$$. 74. und 75. der Einleitung, ſowie die HH. 3. 4. 5. 6. 8. 9. 10. 11. 
Theil I. Titel 11. und §. 118. Theil I. Titel 2. werden hiermit in 
Unſerem Jadegebiete eingefuͤhrt. 


* Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Schloß Babelsberg, den 19. Auguſt 1862. 


(L. S.) Wilhelm. 


N v. d. Heydt. v. Roon. Gr. v. Bernſtorff. Gr. v. Itzenplitz 
v. Muͤhler. Gr. zur Lippe. v. Jagow. v. Holzbrinck. 
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adtgang 1862, (Nr. 5583.—5585) 4 (Nr. 5584.) 
Ausgegeben zu Berlin den 13. September 1862, 
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(Fr. 5584.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 9. Auguſt 1862., betreffend die Verleihung der fi 
kaliſchen Vorrechte fuͤr den Bau und die Unterhaltung der Kreis⸗Chauſſee 
von Allenſtein uͤber Wartenburg bis zur Kreisgrenze in der Richtung auf 
Seeburg. ö 


N essen Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau. der 
Chauſſee von Allenſtein über Wartenburg bis zur Kreisgrenze in der Richtung 
auf Seeburg genehmigt habe, verleihe Ich hierdurch dem Kreiſe Allenſtein 
das Expropriationsrecht für die zu dieſer Chauſſee erforderlichen Grundſtuͤcke, 
imgleichen das Recht zur Entnahme der Chauſſeebau⸗ und Unterhaltungs⸗ 
Materialien, nach Maaßgabe der für die Staats⸗Chauſſeen beſtehenden Vor⸗ 
ſchriften, in Bezug auf dieſe Straße. Zugleich will Ich dem genannten Kreiſe 
gegen Uebernahme der kuͤnftigen chauſſeemaͤßigen Unterhaltung der Straße das 
Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes nach den Beſtimmungen des für die 
Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden Chauffeegeld- Tarifs, einſchließlich der in 
demſelben enthaltenen Beſtimmungen uͤber die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen 
die Erhebung betreffenden zuſaͤtzlichen Vorſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf 
den Staats⸗Chauſſeen von Ihnen angewandt werden, hierdurch verleihen.“ 
Auch ſollen die dem Chauffeegeld-Tarife vom 29. Februar 1840. angehaͤngten 
Beſtimmungen wegen der Chauſseepplize⸗ Vergehen auf die gedachte Straße 
zur Anwendung kommen. 1 

Der gegenwärtige Erlaß ift durch die Geſetz⸗Sammlung zur oͤffentlichen 
Kenntniß zu bringen. . E 


Berlin, den 9. Auguft 1862. 
Wilhelm. 
v. d. Heydt. v. Holzbrinck. 


An den Finanzminiſter und den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe 
und oͤffentliche Arbeiten. 


(Nr. 5585.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 15. Auguſt 1862., betreffend die Verleihung der fis kali. 4 E 
ſchen Vorrechte für den Bau und die Unterhaltung der Chauſſee von 
Kißkowo, im Kreiſe Gneſen des Regierungsbezirks Bromberg, nach der 
Schrodaer Kreisgrenze in der Richtung auf Pudewitz. 


Nacben Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den vom Gneſener 1 
Kreiſe, im Regierungsbezirk Bromberg, beſchloſſenen Bau einer Chauſſee von 
Kißkowo nach der Schrodaer Kreisgrenze in der Richtung auf 1 ge 

| rn nehnigt 


nehmigt habe, verleihe Ich hierdurch dem Kreiſe Gneſen das Expropriations⸗ 
recht für die zu dieſer Chauſſee erforderlichen Grundſtücke, ungleichen das Recht 
zur Entnahme der Chauſſeebau⸗ und Unterhaltungs⸗Materialien, nach Maaß⸗ 
gabe der für die Staats⸗Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, in Bezug auf dieſe 7 
Straße. Zugleich will Ich dem genannten Kreiſe gegen Uebernahme der kuͤnf⸗ N 
tigen chauſſeemaͤßigen Unterhaltung der Straße das Recht zur Erhebung des Et 
Chauſſeegeldes nach den Beſtimmungen des für die Staats = Chauffeen jedes⸗ 
mal geltenden Chauſſeegeld⸗Tarifs, einſchließlich der in demſelben enthaltenen 
HBeſtimmungen über die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung betreffen⸗ 
den zuſaͤtzlichen Vorſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf den Staats⸗Chauſſeen 
von Ihnen angewandt werden, hierdurch verleihen. Auch ſollen die dem Chauſſee⸗ 
geld⸗Tarift vom 29. Februar 1840. angehängten Beſtimmungen wegen der 
Chauſſeepolizei⸗ Vergehen auf die gedachte Straße zur Anwendung kommen. 
N Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur Öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Berlin, den 15. Auguſt 1862. 


Wilhelm. 
v. d. Heydt. v. Holzbrinck. 


An den Finanzminiſter und den Miniſter fuͤr Handel, 
; Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


(Ir. 5586.) Statut für den Verband zur Melioration der oberhalb der Mühle zu Altkloſter 
8 in den Kreiſen Frauſtadt, Bomſt und Koſten belegenen Bruchgrundſtuͤcke. 
Vom 25. Auguſt 1862. i 


| Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen ꝛc. 


verordnen, Behufs Melioration der oberhalb der Muͤhle zu Altkloſter in den 
Kreiſen Frauſtadt, Bomſt und Koſten belegenen Bruchgrundſtuͤcke, nach Anhoͤ⸗ 
rung der Betheiligten, dem Antrage der Mehrzahl derſelben entſprechend, auf 
Grund des Art. 2. des Geſetzes vom 11. Mai 1853. (Geſetz⸗Sammlung S. 182.), 

was folgt: 

. Me 

Die Beſitzer der oberhalb der Mühle zu Altkloſter in der Umgebung der 1 
dortigen zahlreichen Seebecken in den Kreiſen Frauſtadt, Koſten und Bom S eh Ber 
befindlichen Grundſtuͤcke, welche einfchließlich der betheiligten zur Herrschaft landes. 
Gr. 6585586.) 41° Weine 


=” 282 | 
Weine gehörigen Flächen unterhalb des großen Ilgener Sees, der Haͤgemuͤhle, 


der Mühle zu Grotniki und der Ortſchaften Dluzyn, Charbielyn, Sokolowo, 
Buez, Saezkowo und Blottnik belegen find und jetzt durch Ueberſchwemmung 


a zu 9 8 5 Naſſe leiden, werden zu einer Genoſſenſchaft vereinigt, um den E 

rtrag i 

neten Seen und durch Stauanlagen zur Anſtauung des Waſſers zu verbeſſern. 
Der Verband hat Korporationsrechte und ſeinen Gerichtsſtand bei dem 

Kreisgerichte zu Wollſtein. 


H. 2. 


Dem Verbande liegt ob, den vom Waſſerbaumeiſter Roſe am 20. April 
1861. entworfenen, bei der Pruͤfung in den oberen techniſchen Inſtanzen ges | 
billigten Meliorationsplan — mit Ausnahme der Arbeiten, welches ſich auf die 
ausgeſchiedenen Bruͤcher von Barchlin und Deutſch-Poppen und die Wiefen 
oberhalb des großen Ilgener Sees beziehen — zur Ausfuͤhrung zu bringen, 
und die demgemaͤß ausgefuͤhrten Hauptanlagen zu unterhalten. 


Zu den auf Koſten des Verbandes zu unterhaltenden Hauptanlagen 
gehoͤren: 


I. die Stauſchleuſe zu Altkloſter; 
II. die auf Koſten des Verbandes erbauten Schleuſen und Bruͤcken; 


III. die Räumung der nachſtehend benannten Fließe, Gräben und Seever⸗ 
bindungen: d N = 1 

1) des Muͤhlenfließes oberhalb der bisherigen Muͤhle in Altkloſter, 

2) der Verbindung des dreizuͤgigen Sees und des Brenner -Sees, 

3) der Verbindung des ſeichten Sees und des Jeziorko⸗Sees, 

4) der Verbindung des Jeziorko⸗Sees und des Gorsko⸗Sees, 

5) der Verbindung des Jeziorko⸗Sees und des Lineusz⸗Sees, 

6) der Verbindung des Lincusz⸗Sees und des Brzezniak⸗Sees, 

7) des Ableitungsgrabens für den Merzinek⸗See nach dem Verbin⸗ 
dungskanal zwiſchen dem Gorsko⸗ und Krzywee-See, fowie des 
letztgenannten Verbindungskanals, a n 

8) des geradegelegten großen Odergrabens, 

9) der Verbindung des Suͤdkanals mit dem Blottnik⸗See, 

10) der Verbindung des Blottnik⸗Sees mit dem Buszkowoer See, 

11) der Verbindung des Buszkowoer⸗Sees mit dem Buezer⸗See, 
12) der Verbindung des Buczer Sees mit dem großen See, 8 

13) der Verbindung des großen Sees mit dem Domniker⸗See durch 
den Kuckuk⸗See, z 

14) der Verbindung des Domniker⸗Sees mit dem Krzywee⸗See, 

15) der Verbindung des Buczer-Sees mit dem Trzebica⸗See. 
Die kuͤnftige Raͤumung der ſonſtigen alten Graͤben und Fluͤſſe, welche 
von dem Verbande in beſſeren Stand geſetzt werden, verbleibt den bisherigen 
Raͤumungspflichtigen, wird aber unter Aufſficht des Verbandes geſtellt. 6 

5 


rer Grundſtuͤcke vermittelſt Entwäfferung durch Senkung der bezeich | 


Erhebliche Veränderungen des Meliorationsplanes, welche im Laufe der 
Ausfuͤhrung nothwendig erſcheinen, duͤrfen nur mit Genehmigung des Miniſters 
fuͤr die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten vorgenommen werden. 
4 Nach der Ausführung. des Meliorationsplanes find. die ſonſt noͤthigen 
oder zweckmaͤßigen neuen Entwaͤſſerungs- und Bewaͤſſerungsanlagen im Ge⸗ 
noſſenſchaftsgebiete von den ſpeziell dabei Betheiligten nach Verhaͤltniß ihres 
Vortheils auszufuͤhren und zu unterhalten, und zwar in ſolcher Weiſe, daß 
dadurch die Intereſſen des Verbandes nicht gefaͤhrdet werden. 

Alle auf dieſe Anlagen bezuͤglichen Streitigkeiten werden nach H. 39. 
endguͤltig durch das Schiedsgericht entſchieden. Die Organe des Verbandes 
haben auch dergleichen Anlagen zu beaufſichtigen. 


g. 3. 


Dem Verbande wird fuͤr alle zur vollſtaͤndigen Ausführung des Melio⸗ Expropria⸗ 
rationsplanes und der damit in Verbindung ſtehenden Anlagen das Recht zur kionsreczt. 
Expropriation (H. 36.) verliehen, insbeſondere auch zur Erwerbung des Muͤhlen⸗ 
ſtaurechtes und der dazu gehörigen Stauanlagen der Mühle zu Altkloſter. 

Jedes Verbandsmitglied iſt verpflichtet, dem Verbande von feinen Grundſtuͤcken 

diejenigen Flaͤchen, welche zum Bau oder zur Verbreitung der Zuleitungs⸗ und 
Ableitungskanaͤle und Graͤben und des Muͤhlenfließes erforderlich ſind, ſoweit 
ohne Entſchaͤdigung abzutreten, als der bisherige Nutzungswerth durch die dem 
Beſitzer demnaͤchſt verbleibende Grasnutzung auf den Doſſirungen und Ufer⸗ 


waͤnden und durch die ſonſtigen aus dem Bau erwachſenden zufaͤlligen Vor⸗ 


theile aufgewogen wird. 
Streitigkeiten hierüber werden mit Ausſchluß des Rechtsweges ſchieds⸗ 
richterlich (§. 39.) entſchieden. 


§. 4. 


Der Staat gewahrt dem Verbande außer den im H. 51. des Geſetzes Staatsbeihülfe 
vom 28. Februar 1813. beſtimmten Vortheilen die Koſten fuͤr die Vorarbeiten 8 
und fuͤr die Remuneration des Koͤniglichen Kommiſſarius und des Baubeamten, 

welche mit der Ausfuͤhrung der Meliorationsanlagen von der Staatsbehoͤrde 

beauftragt werden. f 


H. 5. 


U i⸗ 
bandes durch Geldbeitraͤge nach Maaßgabe des Kataſters (H. 9.) aufgebracht. Knien au I 

bean de 

Meliorations⸗ 


H. 6. werke. 


En Die Beitragspflicht ruht unabloͤslich auf den Grundſtuͤcken, iſt den 
f festlichen Laſten gleich zu achten, und bedarf keiner hypothekariſchen Ein⸗ 
ragung. 77 

(Nr. 5586.) H. 7 


sale — 


§. 7. g 
Die Erfuͤllung der Beitragspflicht kann von der Verwaltungsbehoͤrde 
des Verbandes in eben der Art, wie dies bei den offentlichen Laſten zuläffig 
iſt, erzwungen werden. 

Die Exekution findet auch ſtatt gegen Paͤchter, Nutznießer, oder andere 
Beſitzer des verpflichteten Grundſtuͤcks, vorbehaltlich des Regreſſes an den eigent⸗ 
lich Verpflichteten. f 


H. 8. 
Die Beitraͤge werden auf das Ausſchreiben des Vorſtands-Vorſitzenden 
($$. 14. und 25.) durch die Ortserheber mit den landesherrlichen Steuern zum 
1. November und 1. Mai jeden Jahres eingezogen und an die Verbandskaſſe 
abgefuͤhrt. 
Ber Von der Regierung koͤnnen in beſonders dringenden Fällen auch andere 
weden lerne auf den Antrag des Vorſtandes des Verbandes feſtgeſetzt 
werden. 


H. 9. 
In dem Kataſter find die betheiligten Grundſtuͤcke nach Verhaͤltniß des 


durch die Melioration abzuwendenden Schadens und herbeizufuͤhrenden Vortheils 3 3 


in drei Klaſſen zu theilen, von denen ein Preußiſcher Morgen 


der 1. Klaſſe zu drei Theilen, 
der 2. Klaſſe zu zwei Theilen, 
der 3. Klaſſe zu einem Theile 
heranzuziehen iſt. : Ä 4 
Der Vorſtand foll ermächtigt fein, auf Antrag der Bonitirungskom⸗ 
miſſion anderweite Klaſſen oder eine Veraͤnderung ihrer Werthsſaͤtze mit Ge⸗ | 
nehmigung des Minifters für die landwirthfehaftlichen. Angelegenheiten feſt⸗ 
zuſetzen. d f 
$. 10. 


Die Aufſtellung des allgemeinen Kataſters, fo wie der nach H. 2. etwa 
nöthig werdenden beſonderen Kataſter erfolgt durch zwei von der Regierun 

ernannte Boniteure unter Leitung des Koͤniglichen Kommiſſarius, welcher fh 
bei dem Einſchaͤtzungsgeſchaͤfte zeitweiſe durch einen Feldmeſſer vertreten laſſen 
; 5 Den Boniteurs koͤnnen nach Befinden ortskundige Perſonen beigeordnet 
werden. 8 5 5 ; 


8 
Das Kataſter iſt den einzelnen Gemeindevorſtaͤnden, ſo wie den Beſitzern 


der Güter, welche außer dem Gemeindeverbande ſtehen, auszugsweiſe mitzu⸗ # 


theilen und es ift zugleich im Amtsblatte eine vierwoͤchentliche Friſt bekannt zu 


machen, in welcher das Kataſter bei den Gemeindevorſtaͤnden und dem Kom- i 


miſſarius eingeſehen und Beſchwerden dagegen, insbeſondere auch gegen die 5 
§. 9. 


m. 285 — 


H. 9. angegebenen Klaſſifikationsgrundſaͤtze, bei dem letzteren angebracht werden 
koͤnnen. Der Kommiſſarius hat die angebrachten Beſchwerden unter Zuziehung 
der Beſchwerdefuͤhrer, eines Deputirten des Vorſtandes und der erforderlichen 
Sachverſtaͤndigen zu unterſuchen. 

Die Sachoerſtaͤndigen find von der Regierung zu ernennen, und zwar 
hinſichtlich der Vermeſſung und des Nivellements ein vereideter Feldmeſſer oder 
noͤthigenfalls ein Vermeſſungsreviſor, hinſichtlich der öfonomifchen Fragen zwei 
landwirthſchaftliche Sachverſtaͤndige, denen ein Wafferbau-Sachverftändiger bei⸗ 
geordnet werden kann. 

Mit dem Reſultate der Unterſuchung werden die Beſchwerdefuͤhrer und 
der Vorſtandsdeputirte bekannt gemacht. Sind beide Theile mit dem Reſultate 
einverſtanden, ſo wird das Kataſter demgemaͤß berichtigt, andernfalls werden 
die Akten der Regierung zu Poſen zur Entſcheidung über, die Beſchwerden ein: 
gereicht. Wird die Beſchwerde verworfen, ſo treffen die Koſten derſelben den 
Beſchwerdefuͤhrer. 

Binnen vier Wochen nach erfolgter Bekanntmachung der Entſcheidung 
iſt Rekurs dagegen an den Miniſter für die landwirthſchaftlichen Angelegen— 
heiten zulaͤſſig. 5 

Das feſtgeſtellte Kataſter wird von der Regierung ausgefertigt und dem 
Verbandsvorſtande zugefertigt. 

Die Einziehung von Beitraͤgen kann ſchon im Laufe des Reklamations⸗ 
verfahrens erfolgen, ſobald das Kataſter nach H. 9. aufgeſtellt iſt, mit Vorbe⸗ 
halt ſpaͤterer Ausgleichung. 5 
| $. 12. 


Eine fpätere Berichtigung des Kataſters tritt ein: 
1) im Fall der Parzellirung und Beſitzveraͤnderung, 
2) wenn erhebliche, fuͤnf Prozent uͤberſteigende Fehler in der bei Aufſtellung 
des Kataſters zu Grunde gelegten Vermeſſung nachgewieſen werden. 


Ueber die Antraͤge auf Berichtigung des Kataſters aus den vorgedachten 
Gruͤnden entſcheidet der Vorſtand des Verbandes. f 


H. 13. 


Wenn fuͤnf Jahre nach der Feſtſtellung des erſten Kataſters verfloſſen 
ſind, kann auf Antrag des Vorſtandes eine allgemeine Reviſion des Kataſters 
von der Regierung angeordnet werden; dabei iſt das fuͤr die erſte Aufſtellung 
des Kataſters vorgeſchriebene Verfahren zu beobachten. 


93 

a Waͤhrend der Ausführung des Meliorationsplanes werden die Geſchaͤfte Geschäfts, Or⸗ 
des Verbandes von einem Vorſtande geleitet, welcher beſteht: Vatan des 
1) aus einem Regierungskommiſſarius als Vorſitzenden, I. Während 
2) aus einem Waſſerbautechniker, welche beide von dem Miniſter fir die der usfüheung 
landwirthſchaftlichen Angelegenheiten ernannt werden, 0 00 Bis 
3) aus ſechs Repraͤſentanten der Verbandsgenoſſen. ftande des Vers 

e 


bandes. 
Gr. 5586.) Der 


H. 1 5. 


Fuͤr die vorzunehmenden Wahlen der $. 14. sub 3. bezeichneten Repraͤ⸗ Er 


ſentanten bildet der Verband einen einzigen Wahlbezirk. Dieſe Wahlen erfolgen 
in Wahlverſammlungen, in welchen die Beſitzer derjenigen außer einem Ge⸗ 
meindeverbande liegenden Güter, und die Vorſteher derjenigen Dorfgemeinden, 
aus deren Gemeindebezirken Grundſtuͤcke im Meliorationsgebiete liegen, Theil 
nehmen, und zwar entweder perſoͤnlich oder durch Bevollmaͤchtigte, reſp. ihre 
geſetzlichen Vertreter. : 

Bei der Wahl hat jeder Beſitzer eines betheiligten Gutes, welches außer 
dem Gemeindeverbande ſteht, und jeder Ortsſchulze der betheiligten Doͤrfer fuͤr 
je Einhundert Morgen auf Normalboden (1. Klaſſe) reduzirte betheiligte Flaͤche 
des Gutes reſp. Dorfes Eine Stimme. 


Betraͤgt die Morgenzahl, um welche die betheiligte Flaͤche eines Gutes oder 4 | 


Dorfes die vollen Hundert überfteigt, mehr als funfzig Morgen, fo ift fir dieſe 


Mehrflaͤche Eine Stimme in Anſatz zu bringen. Ueberſchießende Flaͤchen von 
funfzig Morgen und darunter bleiben bei Berechnung der zuſtehenden Stimmenzahl 
außer Betracht. Betraͤgt die zu einem Gute oder Dorfe gehoͤrige betheiligte 

Flaͤche unter Einhundert Morgen Normalboden (1. Klaſſe), fo ſteht dem Beſitzer 
des Gutes oder beziehentlich dem Ortsſchulzen in jedem Falle Eine Stimme zu, 
gleichviel, ob die betheiligte Fläche die Zahl von funfzig Morgen uͤberſteigt oden 


darunter verbleibt. 


So lange das Kataſter nicht nach §. 11. definitiv feſtgeſtell worden, iſt 4 


lediglich die Morgenzahl der im vorläufigen Kataſter als betheiligt aufgenom⸗ 


menen Flaͤchen, ohne Ruͤckſicht auf die Klaſſifizirung, für die Berechnung der | 


zuſtehenden Stimmenzahl maaßgebend. 


Abſolute Stimmenmehrheit entſcheidet, bei Stimmengleichheit das Loos. 1 | 


Wird nach zweimaliger Wahlabſtimmung eine Stimmenmehrheit nicht erzielt, 


ſo ſind fuͤr jede noch vorzunehmende Repraͤſentantenwahl diejenigen beiden Per⸗ : 


ſonen, welche in der vorhergegangenen Abſtimmung die relativ meiften Stimmen 
erhalten hatten, auf die engere Wahl zu bringen. 


Die Wahl gilt für ſechs Jahre; alle drei Jahre ſcheidet die Halfte aud, | 
und zwar das erſte Mal nach dem Looſe, demnaͤchſt nach dem Dienſtalter. Die 


Ausſcheidenden ſind wieder waͤhlbar. 

Bei der erſten Wahl beſtimmt die Regierung, bei allen ſpaͤteren der Vor⸗ 
ſtand den Wahlort, ernennt die Wahlkommiſſarien und ſtellt die Wahlliſten 
feſt. Von der Regierung kann auch bei ſpaͤter etwa eintretendem Beduͤrfniſſe 
auf Antrag des Vorſtandes der Wahlmodus unter Genehmigung des Miniſters 
fuͤr die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten anderweit regulirt werden. Die 
Pruͤfung der Wahlen gebührt dem Vorſtande. Bei dem Wahlverfahren, ſo⸗ 


wie für die Verpflichtung zur Annahme der Wahl gelten analog die Bor 
H. 16, . 4 N 


ſchriften uͤber Gemeindewahlen. 


* „ ”. 8 

5 FR 

— 5 — a 
8 


Der Vorſtand iſt verpflichtet, den Landraͤthen der Kreiſe Frauſtadt, 3 
Bomſt und Koſten auf ihr Verlangen von feinen Beſchluͤſſen Kenntniß zu geben. 7 


| Br Re 16, 1 a 
Der Vorſitzende beſtimmt Zeit und Ort der jedesmaligen Vorſtands⸗ 
ſitzung und ladet dazu die Mitglieder derſelben ein, unter Angabe der zur Bera⸗ 
tthung beſtimmten Gegenſtaͤnde. \ 


ſchließlich der beiden Königlichen Kommiffarien ſich einfinden. 
Wenn drei Mitglieder darauf antragen, muß der Vorſitzende eine Vor⸗ 
ſtandsſitzung berufen. ö f 


$. 17. 


In den Sitzungen werden die Beſchluͤſſe nach Stimmenmehrheit gefaßt. 
Bei Stimmengleichheit giebt der Vorſitzende den Ausſchlag. Wer bei irgend 
einem Gegenſtande der Berathung ein perſöͤnliches Intereſſe hat, welches mit 
dem der Geſammtheit kollidirt, darf an derſelben nicht Theil nehmen. Kann 
wegen dieſer Ausſchließung eine beſchlußfaͤhige Verſammlung nicht gehalten 
werden, ſo hat der Vorſitzende, oder wenn auch dieſer aus dem vorgedachten 


= wahren und nöthigenfalls einen beſonderen Vertreter fur denſelben zu beftellen. 
2 Beſchluͤſſe uͤber bautechniſche Gegenftände gegen das Gutachten des Tech⸗ 
nikers ſind, wenn der Techniker oder der Vorſitzende gegen die Ausfuͤhrung 


troffen hat. Dieſe muß demnächft zur Ausführung gebracht werden. 
5 ; Die Reprafentanten find an Inſtruktionen der Verbandsgenoſſen nicht 
gebunden. a i 


F. 18. 


ſitzenden, dem Techniker und wenigſtens zwei der übrigen Vorſtandsmitglieder 
zu vollziehen. Die Verwaltung der Geſchaͤfte im Namen des Vorſtandes und 
die Ausführung feiner Beſchluͤſſe, die Vertretung des Verbandes nach Außen 
und in Prozeſſen und die Handhabung der Polizei zum Schutze der Verbands⸗ 
anlagen liegt dem Vorſitzenden ob, welcher den Schriftwechſel mit anderen Be⸗ 


ſich dabei durch den Bautechniker oder ein anderes Mitglied des Vorſtandes, 
und in Prozeſſen durch einen Rechtsanwalt vertreten laſſen. 

. Alle Vertraͤge und Urkunden, welche die Korporation verbinden ſollen 
muͤſſen vom Vorſitzenden aufgeſtellt werden, jedoch iſt zur Gültigkeit derſelben 
außerdem erforderlich: 

1) wenn der Gegenſtand des Vertrages fuͤnfhundert Thaler und daruͤber 
betraͤgt, die Aufnahme eines Darlehns, oder den Ankauf oder die Ver⸗ 
außerung eines Grundſtuͤcks, oder die Einräumung einer Grundgerechtig⸗ 
keit betrifft, die Beifuͤgung eines Genehmigungsbeſchluſſes des Vorſtan⸗ 
des, zu Darlehnsvertraͤgen auch der Genehmigungs-Urkunde der Re⸗ 
5 gierung; . 
Jahrgang 1862. (Ar. 5586 42 2) wenn 


Die Verſammlung iſt beſchlußfaͤhig, wenn auch nur fuͤnf Mitglieder ein⸗ 


Grunde betheiligt iſt, die Regierung (S. 34.) die Intereſſen des Verbandes zu 


proteſtiren, nicht eher ausfuͤhrbar, bis die Regierung daruͤber Entſcheidung ge⸗ 2 
Die Verhandlungen über die Vorſtandsſitzungen ſind von dem Vor⸗ 


hoͤrden und Privaten und die Zahlungsanweiſungen allein zeichnet. Er kann 


%» AN 


2) wenn der Gegenſtand eines anderen Vertrages funfzig Thaler uͤberſteigt, 
die Mitunterſchrift von mindeſtens zwei Vorſtandsmitgliedern, oder ſtatt 
deſſen die Beifuͤgung des Genehmigungsbeſchluſſes des Vorſtandes. 3 


$. 19. 1 


5 b) Rendant Der Vorſtand akkordirt mit einer geeigneten Perſon wegen Uebername 
5 des Verbandes der Rendanturgeſchaͤfte des Verbandes. 
| H. 20. 


Dieſer Rendant hat dafür eine zwiſchen dem Vorſtande und ihm zu ver 4 
einbarende Kaution zu. beftellen. 
F. 21. 
Für feine Gefchäftsverwaltung wird ihm eine befondere Inſtruktion von 

dem Vorſtande ertheilt. Er hat ſich den ordentlichen und außerordentlichen 
Reviſionen, welche der Vorſtand anordnet, zu unterwerfen, legt demſelben Rech⸗ 
nung, erledigt ſeine Monita und empfaͤngt von ihm Decharge. Es muß jaͤhr⸗ 
lich wenigſtens Eine außerordentliche Reviſion ſtattfinden. 2 


§. 22. 


0) Baukom, Die Ausführung der Meliorationsbauten nach dem feſtgeſtellten Reguli⸗ 
miſſon. rungsplane und den Beſchluͤſſen des Vorſtandes wird unter Kontrole des Vor⸗ 
28 ſtandes und feiner Mitglieder einer befonderen Baukommiſſion für die Melioration 
der oberhalb der Mühle zu Altkloſter belegenen Bruchgrundſtuͤcke uͤbertragen, 
welche aus dem Vorſitzenden, dem Bautechniker (H. 14. Nr. 1. und 2.) und 
zwei gewaͤhlten Vorſtandsmitgliedern beſteht. Die letzteren werden von dem 
Vorſtande aus feiner Mitte gewählt, koͤnnen ſich aber für einzelne Geſchaͤfte 
durch einen andern Repraͤſentanten vertreten laſſen. „ 


$. 23. 


Dieſe Kommiſſion faßt ihre Beſchluͤſſe in der Art, daß über die Vor⸗ 
ſchlaͤge des Technikers von den uͤbrigen Mitgliedern nach Stimmenmehrheit 
entſchieden wird, welchen uͤberlaſſen bleibt, in zweifelhaften und wichtigen 
‚Fällen die Entſcheidung des Vorſtandes einzuholen. Die Verträge, welche 

ſie abſchließt, find von allen vier Kommiſſionsmitgliedern zu unterſchreiben. 


„ iR 
Sobald die Ausführung der Regulirung bewirkt ift, hört der Auftrag 
der Baukommiſſion auf. Dieſelbe uͤbergiebt die Anlagen dem Vorſtande zur 
ferneren Verwaltung. ; B 
Streitigkeiten, die dabei entftehen möchten, entſcheidet der Minifter fire 

die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten nach Anhörung der Regierung in Pofen, 
ohne daß der Rechtsweg zulaͤſſig iſt. . 


en. 


H. 25. el 
Nach der Auflöſung der Baukommiffion hört die Funktion des Regierungs- II. Nach der 


kommiſſarius und des Bautechnikers auf. Reale, = 


Der Vorſtand beſteht demnaͤchſt: f 5 
a) aus einem Schaudirektor, als Vorſitzenden; Di 


b) aus demjenigen Königlichen Baubeamten des Meliorationsgebiets, wel⸗ 
bft der Miniſter fuͤr die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten dazu 
eſtimmt; b i g 


c) aus den ſechs Repraͤſentanten der Verbandsgenoſſen (F. 14. Nr. 3.). 


Dieſe Repraͤſentanten waͤhlen den Schaudirektor mit abſoluter Stimmen⸗ 
mehrheit auf ſechs Jahre. 

Die Wahl bedarf der Beſtaͤtigung der Regierung. 

Wird eine abſolute Stimmenmehrheit nicht erzielt, ſo ſind nach drei⸗ 
maliger erfolgloſer Abſtimmung diejenigen beiden Kandidaten, welche die relativ 
meiſten Stimmen erlangt haben, in eine engere Wahl zu bringen. Wird die 
Beſtaͤtigung verſagt, fo ſchreitet der Vorſtand zu einer neuen Wahl. Wird 
auch dieſe Wahl nicht beſtaͤtigt, oder die Wahl verweigert, ſo ſteht der Regie⸗ 
rung die Ernennung auf drei Jahre zu. a 

! Der Schaudirektor wird von einem Kommiſſarius der Regierung in oͤffent⸗ 
licher Sitzung des Vorſtandes vereidet. 

N Der Schaudirektor verpflichtet die übrigen Mitglieder des Vorſtandes 
3 durch Handſchlag an Eidesſtatt. 5 N 

. Die Vorſchriften der $$. 14. bis 18. bleiben auch kuͤnftig mit der 
Maaßnahme geltend, daß an die Stelle des Regierungskommiſſarius der 
Schaudirektor und an die Stelle des Technikers ($. 14. Nr. 2.) der Bau⸗ 
beamte (F. 25. b.) tritt. 


H. 26. 


N Der Vorſtand des Verbandes fuͤhrt die Aufſicht uͤber die vom Ver⸗ 
bande ausgeführten und zur Unterhaltung übernommenen Meliorations- und 
Grabenanlagen, desgleichen über die Erfüllung der Raͤumungspflicht, welche 
nach H. 2. den einzelnen Verbandsmitgliedern obliegt. 


H. 27. 


Zwiſchen Saat: und Erntezeit findet jährlich eine Hauptſchau, und fo 
pft es erforderlich iſt, im September eine Nachſchau der gedachten Anlagen 
ſtatt. Der Schaudirektor ſchreibt die Schau oͤffentlich aus und leitet dieſelbe. 
Er legt dabei ein Verzeichniß der Schaugegenſtaͤnde mit ihrer Beſchreibung zu 
Grunde, zieht die Betheiligten, ſofern ſie ſich melden, oder er es fuͤr noͤthig 
haͤlt, zu, und laͤßt das Verzeichniß berichtigen. 
(Fr, 5580.) 42ův Gegen 


Gegen die faumigen Raͤumungsverpflichteten ſetzt er die Strafen nach 
Maaßgabe des von der Regierung zu erlaſſenden Schaureglements feſt und 
ordnet nach Beduͤrfniß die Raͤumung auf Koſten des Verpflichteten an. In 
der naͤchſten Vorſtandsſitzung halt er über die Ergebniſſe der Schau Vortrag. 
ee Die Kreis⸗Landraͤthe find von der Schau in Kenntniß zu ſetzen und bleibt 
155 ihnen die Beiwohnung derſelben uͤberlaſſen. ö . 
Der Baubeamte, welcher Vorſtandsmitglied iſt, muß jeder Schau 
beiwohnen. # 


H. 28. 


Der Verbandsvorſtand ſetzt feſt, was zur Unterhaltung der vorhandenen 
Anlagen geſchehen ſoll. Er beſtimmt, welche Beitraͤge auszuſchreiben, und was 
einzelne Verbandsgenoſſen an beſonderen Verpflichtungen zu leiſten haben. 
Gegen dieſe Feſtſetzungen und Entſcheidungen ſteht den Betheiligten innerhalb 
zehn Tagen der Rekurs an die Regierung zu, doch darf, wenn Gefahr in 
Verzuge iſt, der Vorſtand, unbeſchadet des eingelegten Rekurſes, ſeine Ent⸗ 
ſcheidung im Zwangswege in Ausfuͤhrung bringen. . g 


H. 29. 


b), Graben Der Schaudirektor ſtellt nach Anhoͤrung des Vorſtandes die nothwendigen 
Aufseher. Grabenaufſeher an, ertheilt ihnen Beſtallung und Inſtruktion und iſt befugt, 
1 Ordnungsſtrafen bis zur Höhe von drei Thalern gegen fie feſtzuſetzen, noͤthigen ?? 
falls ihnen auch die Ausuͤbung der Amtsverrichtungen vorläufig zu unterſagen. 


H. 30. 


Die Grabenaufſeher haben die Anlagen des Verbandes ſtets in Aufſicht . 
zu halten und die vom Schaudirektor angeordneten Raͤumungen und ſonſtigen 
Arbeiten nach den Anſchlaͤgen des Baubeamten ordnungsmäßig auszufuͤhren. 


F. 31. 


©) Rendant. Der Rendant, welcher vom Vorſtande angenommen wird, verwaltet die 
5 Kaſſe des Verbandes, legt die Rechnungen des Vorjahres und den mit dem 
Schaudirektor vorher entworfenen Etat fuͤr das neue Rechnungsjahr dem Vor⸗ 
ſtande vor und erhaͤlt von dieſem die Decharge fuͤr die gelegten Rechnungen. 
Alle Zahlungsanweiſungen muͤſſen vom Schaudirektor vollzogen werden. 
Uebrigens gelten für den Rendanten die Beſtimmungen $$. 20. und 21. i 


H. 32 


&) Eingieung Dier Schaudirektor hat die Beiträge nach Maaßgabe des Kataſters und 
Shen ge und der Beſchlüſſe des Vorſtandes rechtzeitig auszuſchreiben und für ihre Einziehung 
Skraſen. durch die Ortserheber Sorge zu tragen. Dienſtleiſtungen, welche nicht recht- 
zeitig den Verpflichtungen oder Angeboten entſprechend erfuͤllt werden, laͤßt 
der Schaudirektor auf Rechnung der Pflichtigen ausfuͤhren und die Noten ae 
3 EB ; er 


— 291 — ’ 
der etwa hinzutretenden reglementsmäßigen Strafe von denſelben durch Exe⸗ 
kution einziehen. ’ 

Die Polizeibehörden find verpflichtet, auf Requiſition des Schaudirektors 
dieſen und die Ortsvorſteher bei der Beitreibung der Beitraͤge, Koſten und 
Strafgelder zu unterſtuͤtzen. 

Der Schaudirektor ift befugt, wegen der polizeilichen Uebertretungen der 
zum Schutz der Verbandsanlagen beſtehenden Vorſchriften die Strafen bis zu 
fuͤnf Thalern Geldbuße vorlaͤufig feſtzuſetzen nach dem Geſetze vom 14. Mai 
1852. (Geſetz⸗Sammlung S. 245.). 

Die vom Schaudirektor allein, nicht vom Polizeirichter, feſtgeſetzten Geld⸗ 
ſtrafen fließen zur Verbandskaſſe. 5 7 


H. 33. 


: Der Regierungskommiſſarius und der Waſſerbau⸗Techniker (F. 14. Nr. I. Renuneration 
und 2.) werden aus der Staatskaſſe remunerirt. eh 
Der Schaudirektor und die Repraſentanten bekleiden Ehrenpoſten. Sie 3 
erhalten aus der Verbandskaſſe für auswärtige Termine und Reiſetage zur 
Schau zwei Thaler Diaͤten, aber keine Reiſekoſten. Der Schaudirektor erhaͤlt 
außerdem aus der Verbandskaſſe eine Entſchädigung für Buͤreauaufwand, 
welche die Regierung nach Anhörung des Vorſtandes feſtſetzt. Auf gleiche 
Wieiſe wird fuͤr den Baubeamten (H. 25. b.) eine feſte jährliche Remuneration 
beſtimmt und aus der Verbandskaſſe gezahlt. 


H. 34. 


5 Der Verband iſt dem Oberaufſichtsrechte des Staates unterworfen. Staats, Auf⸗ 
Dieſes Recht wird durch die Regierung zu Poſen als Landespolizeibehoͤrde ſichtsbehorde. 
und in hoͤherer Inſtanz von dem Miniſter fuͤr die landwirthſchaftlichen Ange⸗ 
llegenheiten gehandhabt nach Maaßgabe dieſes Statuts und im Uebrigen in dem 
Umfange und mit den Befugniſſen, welche geſetzlich den Aufſichtsbehoͤrden der 
Gemeinden zuſtehen. Die Regierung hat darauf zu halten, daß die Beſtim⸗ 
mungen des Statuts überall beobachtet, die Anlagen gut ausgeführt und 
ordentlich erhalten, die Grundſtuͤcke des Verbandes angemeſſen genutzt und die 
Schulden des Verbandes regelmäßig verzinſt und getilgt werden. Sie ent⸗ 
ſcheidet uͤber alle Beſchwerden gegen die Beſchluͤſſe des Vorſtandes und des BR 
Schaudirektors, foweit fie nicht nach $. 39. endgültig durch das Schiedsgericht Me. 
* 8 ae find, und ſetzt ihre Entſcheidungen noͤthigenfalls exekutiviſch in 15 
ollzug. 8 


Die Beſchwerden an die Regierung Eönnen 


a) über Straffeſtſetzungen des Vorſitzenden reſp. des Schaudirektors gegen 
Unterbeamte des Verbandes nur binnen zehn Tagen, N 


b) gegen Beſchluͤſſe uͤber den Beitrags fuß, uͤber Erlaß und Stundung 
von Beiträgen, ſowie über Entſchaͤdigungen, nur binnen vier Wochen 


4 nach erfolgter Bekanntmachung des Beſchluſſes erhoben werden. 5 
(Nr. 5586.) ; Die⸗ 


Dieſelben find bei dem Vorſitzenden reſp. Schaudirektor einzureichen, 
welcher die Beſchwerde, begleitet mit ſeinen Bemerkungen, ungeſaͤumt an die 
Regierung zu befördern hat. Sonſtige Beſchwerden find an eine beſtimmte 
Friſt nicht gebunden. 1 


$. 35. 


„Die Regierung überwacht das Vermögen des Verbandes. 


Die aufzunehmenden Darlehne bedürfen ihrer Genehmigung; fie ſorgt 
für die regelmaͤßige Verzinſung und Amortiſation der Schulden des Verbandes. 
Ihr muß jährlich Abſchrift des Etats und ein Finalabſchluß der Kaffe uͤber⸗ 
reicht werden, desgleichen Abſchrift der Schau- und Vorſtandsſitzungs⸗Protokolle.“ 
Die Regierung iſt befugt, außerordentliche Reviſionen der Kaſſe ſowohl als der 
gefammten Verwaltung zu veranlaſſen, Kommiſſarien zur Beiwohnung der 
Schau⸗- und der Vorſtandsverſammlungen abzuordnen, eine Geſchaͤftsanweiſung F 

fuͤr die Beamten nach Anhoͤrung des Vorſtandes zu ertheilen und auf Grund 
des Geſetzes vom 11. März 1850. über die Polizeiverwaltung (Geſetz Hamm. 
lung S. 265.) die erforderlichen Polizeiverordnungen zu erlaſſen zum Schutze 
der Graͤben, Pflanzungen und ſonſtigen Anlagen des Verbandes. . 


H. 36. 


Beim Expropriationsverfahren (§. 3.) ſteht die Entſcheidung darüber, 
welche Gegenſtaͤnde der Expropriation unterliegen, der Regierung zu, mit Vor⸗ 
behalt eines innerhalb einer Praͤkluſiofriſt von ſechs Wochen einzulegenden e⸗ 
kurſes an den Miniſter für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten. 5 


Die Ermittelung und Feſtſetzung der Entſchaͤdigung erfolgt ebenfalls durch 
die Regierung. Hierbei, ſowie in Betreff des dem Provokaten innerhalb ſechs 
Wochen nach Bekanntmachung der Entſcheidung zuſtehenden Rekurſes an das 
Reviſionskollegium fuͤr Landeskulturſachen in Berlin, ſind im Uebrigen die 
1 der $$. 45. bis 51. des Geſetzes vom 28. Februar 1843, maaß⸗ 
gebend. 1 


Wegen Auszahlung der Geldverguͤtigungen für die ſtattgehabte Expro⸗ 7 
priation kommen die für den Chauſſeebau in der Provinz Poſen beftehenden 
geſetzlichen Beſtimmungen zur Anwendung. e 5 


H. 37. > ? 88 
Wenn der Vorſtand es unterlaͤßt oder verweigert, die dem Verbande nach. 
dieſem Statute obliegenden Leiſtungen auf den Etat zu bringen oder außer⸗ 
ordentlich zu genehmigen, ſo laͤßt die Regierung nach Anhoͤrung des Vorſtandes 
die Eintragung in den Etat von Amtswegen bewirken, oder ſtellt beziehungs- 
weiſe die außerordentliche Ausgabe feſt und verfügt die Einziehung der erfon⸗ 
derlichen Beitraͤge. Gegen dieſe Entſcheidung ſteht dem Vorſtande ane | 
9 zehn 


| VVV | 5% 
zehn Tagen die Berufung an den Minifter für die landwirthſchaftlichen Ange⸗ 
legenheiten zu. : | Y 


H. 38. 


Die Regierung hat auch darauf zu halten, daß den Beamten des Ver⸗ 
3 bandes die ihnen zukommenden Beſoldungen unverkuͤrzt zu Theil werden, und 
etwaige Beſchwerden daruͤber zu entſcheiden, vorbehaltlich des Rechtsweges. 


H. 39. 


Streitigkeiten, welche zwiſchen den Mitgliedern des Verbandes uͤber das 
Eigenthum von Grundſtuͤcken, über die Zuſtaͤndigkeit oder den Umfang von 
Grundgerechtigkeiten und anderen Nutzungsrechten, und tiber beſondere, auf 
ſpeziellen Rechtstiteln beruhende Rechte oder Verbindlichkeiten entſtehen, gehören 
zur Entſcheidung der ordentlichen Gerichte. Dagegen werden alle anderen, die 
gemeinſamen Angelegenheiten des Verbandes oder die vorgebliche Beeinträchti- 
gung eines oder des anderen Genoſſen betreffende Beſchwerden von dem Vor⸗ 
ſtande unterſucht und entſchieden, inſofern nicht einzelne Gegenſtaͤnde in dieſem 
Statute ausdruͤcklich an eine andere Behörde gewieſen find. 


Gegen die Entſcheidung des Vorſtandes ſteht jedem Theile der Rekurs 
an ein Schiedsgericht frei, welcher binnen zehn Tagen, von der Bekanntmachung 
des Beſcheides an gerechnet, bei dem Vorſtandsvorſitzenden angemeldet werden 
muß. Das Schiedsgericht beſteht aus drei Mitgliedern und entſcheidet nach 
Stimmenmehrheit. ö 

i Ein weiteres Rechtsmittel findet nicht ftatt. 

Der unterliegende Theil traͤgt die Koſten. 


N Das Schiedsgericht wird in jedem Falle ſo gebildet, daß der Verbands⸗ 
borſtand einen Schiedsrichter, und der oder die mehreren gleich betheiligten Re⸗ 
kurrenten einen Schiedsrichter waͤhlen, und daß die Regierung den Obmann 
beſtimmt, welcher den Vorſitz führt. f 


. Zu Mitgliedern des Schiedsgerichts koͤnnen nur großjährige, verfuͤgungs⸗ 
5 be unbeſcholtene Maͤnner, die nicht zum Verbande gehoͤren, gewaͤhlt 
werden. 


% Wenn von dem oder den gleichbetheiligten Rekurrenten nicht binnen vier 
. Wochen, vom Tage des Abgangs der ſchriftlichen Aufforderung des Vorſtandes, 
dieſem ein geeigneter Schiedsrichter namhaft gemacht wird, ſo erfolgt die Wahl 
deſſelben durch den Vorſtand. 


4 Wenn von mehreren gleichbetheiligten Rekurrenten einzelne ſich der Wahl 
enthalten, fo find fie an die Wahl der übrigen gebunden. 


9 (Nr. 5586.) N H. 40. 


ka unter Unferer Design wert und in u 
tem anche Inſiegel. i 3 . 


Gegeben Berlin, den 25. Agi 1862. N 
(I. 80 Wilhelm. 
Graf v. Itzenplitz. . Fur Rippe 
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